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Vor Generalstreik in der Biione
Zehn-Punkte-Programm der Gewerkschaften gegen den Frankfurter Wirtschaftsrat„Die Zeit der verhältnismäßigen Ruhe und des Ertragens ist vorbei!“

Erhard möchte Kompromiß Wirtschaftsrates . Den VersicherungenProfessor Erhard , der den Beschluß Prof - Erhards daß keine Preissteige -
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Der bizonale Gewerkschaftsrat hateinen eintägigen Generalstreik zur De¬monstration des gewerkschaftlichenmonstration des gewerkschaftlichen . Gewerkschaftsbundes aus beareif - run ß und Inflation mehr bevorstehe , ist
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ErtrT OrtSSÄSS * ^ Rauben zu schenken ; es ist da -nältnismauigen Rune und des Ertra -

i. . . , . , Q„ i„ bei aber festzuhalten , daß Prof . Er -gens sei vorbei . Alle Hoffnungen, daßdie Anarchie auf den Warenmärktenund das Auseinanderklaffen von Prei¬sen und Löhnen ohne besondere An-

Kompromiß, der Ihm nichts kostet . SeinVorhaben wird vergebens sein undnicht den eintägigen Generalstreik ab¬wenden. In Verhandlungen mit Ge¬
strengungen und Anwendung außeror - £2 * **

!£ f i uI ofüü °fdentlicher Mittel öberwunden werdenkönnten , hätten sich als illusorisch er¬wiesen . Die Gewerkschaften könntennicht länger Zusehen, daß die Arbeiterum den Ertrag ihres Arbeitsfleißes be¬trogen werden, daß ein Schmarotzer¬tum ihnen die Butter vom Brot nehme

bei aber festzuhalten , daß Prof. Er¬hard damit seine Verantwortlichkeitfür die Teuerung eingesteht .
Im Zusammenhang mit dem Beschlußdes Bundesrates der Gewerkschaftenverdient eine Meldung Interesse , diesagt, daß „christlich-demokratische Ar¬

beiterführer “, die in Köln tagten , ge-

Erhard die Stellung , daß es ihm mög¬lich sei, in einigen Punkten den Ge¬
werkschaften Rechnung zu tragen , aberdie Gesamtkonzeption seiner Politik gen den Generalstreik Stellung genomdürfe dabei nicht in Frage gestellt wer- men haben . Es erhebt sich die Frage :den. Wer sind diese „christlichen Arbeiter -_ Schönheitskorrekturen haben aller - führer “? Sind es Gewerkschaftsführer ,und das Unternehmertum

~
seine
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lte dings keinen Wert. Mit ihnen wird sich die Positionen innerhalb des Gewerk-Machtstellung über die Wirtschaft und 038 arbeitende Volk nicht zufrieden schaftsbundes haben und . von diesenim Staate wieder aufbaue geben und die Gewerkschaften werden aus die Politik der CDU verteidigen ?sich nicht aufs Glatteis führen lassen . Denen gegenüber ist die Konsequenz inIn einem Zehn-Punkte -Programm Ein Generalstreik richtet sich eben ge- Anwendung zu bringen , die sie selbstfordert der bizonale Gewerkschaftsrat gen die Gesamtkonzeption der Politik anläßlich ihrer Kölner Tagung gegendie amtliche Verkündung des wirt - Prof . Erhards und des Frankfurter die Gewerkschaften bekundet haben ,schaftlichen Notzustandes , wirksameMaßnahmen , um beim Lastenausgleichden Sachwertbesitz , sowie den Sach¬wert der Dinge aus Warenhortungenund Preiswucher zu erfassen und füreinen gerechten sozialen Lastenaus¬gleich zu verwenden . Wiederherstel¬lung der vollen Erfassung und Bewirt¬

schaftung im Ernährungssektor , Pla¬
nung und Lenkung im gewerblichenund industriellen Sektor , insbesonderefür Rohstoffe, Energie und Kredite ,Uebsrführung der Rohstoffindustrieund der Kreditinstitute in Gemein¬wirtschaft und Demokratisierung derWirtschaft unter gleichzeitiger Mitwir¬
kung der Gewerkschaften und der Or¬
gane der wirtschaftlichen Selbstverwal¬
tung .

Tag des Generalstreiks der Freitag
Außer Prof . Erhard hat sich auch der Oberdirektor des Wirtschaftsrates ,Dr . Pünder , bemüht , die Gewerkschaften von ihrem notwendig gewordenenSchritt abzuhalten . Die Stellungnahme der einzelnen Landesorganisationendes Gewerkschaftsbundes zum Beschluß ihres Gewerkschaftsrates läßt erken¬nen. daß die beschlossene Aktion durchgeführt wird. Der kommende Frei¬tag ist der dazu ausersehene Tag. Der Gewerkschaftsbund von Württemberg -Baden hat auf einer außerordentlichen Landeskonferenz seine Uebereinstim -

mnng mit dem Gewerkschaftsrat bekundet .

„Niederlage der Kommunisten“!
Die Wahl cum „Rat der Republik“

Die 103 500 Wahlmänner von 97 fran- publik“. Er reklamiert 42 Abgeord-zösischen Departements - Hauptstädten nete , die unter falscher Parteiflaggehaben am Sonntag den „Rat der Re- gewählt wurden, für sich.Das Zehn-Punkte -Programm der publik“ Frankreichs gewählt . Der „Der Rat der Republik“ hat alsGewerkschaften findet volle Unter - Wahl ging eine Aenderung der Wahl- Zweite Kammer Frankreichs keineStützung der Kommunistischen Partei Ordnung voraus . An Stelle der Ver- erstrangige Bedeutung . Er kann eineund kann bei einem energischen Kampf hältniswahl wurde die Mehrheitswahl ihm nicht genehme Gesetzgebung zeit -der Gewerkschaften um seine Ver- gesetzt, ausschließlich zu dem Zwecke, lieh dadurch verzögern , daß es ihmwirklichung ein wesentlicher Faktor die Kommunistische Partei Frankreichswerden , um der verheerenden Aus- vom „Rat der Republik “ nach Mög-plünderungspolitik des Frankfurter Uchkeit auszuschalten .Wirtschaftsrates Schranken zu setzen.Es soll aber nicht übersehen werden,daß unter den 10 Punkten des Pro¬
gramms ein sehr wesentlicher Funktfehlt . Die Forderung nach einer allge¬meinen Lohnerhöhung müßte ein Ge¬
werkschaftsprogramm unbedingt ent¬halten . Die Höhe der Lohnforderungvon 40 Prozent wäre noch wett davon
entfernt , der Teuerung voll zu steuern .Eine 40proz. Lohnerhöhung wird nur
zu einem Teil den Ausgleich zwischen
Löhnen und Preisen geben und würde
nur das himmelschreiende Maß der so¬
zialen Ungerechtigkeit etwas vermin¬
dern . Deshalb ist die Forderung nach
Lohnerhöhung gerecht und am Platz.

Von 320 Ratsmitgliedem wurden in
Frankreich am Sonntag 262 gewählt .Der Ptest verteilt sich auf die Kolonien,wo die Wahlen in den kommenden Wo¬chen erst noch durchgeführt werdenmüssen.

Nach der amtlichen Liste haben die
Gaullisten 55 , die RepublikanischeUnion 64, Unabhängige Radikale 41 ,Sozialisten 48, MRP (Volks-Republika¬ner ) 15, Kommunisten 16, Republika¬nische Freiheitspartei 13, UnabhängigeSozialisten 3, Unabhängige Moslems 6
Sitze und die Algerische Demokrati¬sche Partei einen Sitz erhalten . Das
Wahlergebnis wird heftig umstritten .De Gaulle beziffert seine Sitze nichtmit 55 , sondern mit 97 im „Rat der Re-

Christliche Äußerungen
mit vmgeieohntem Klang

Dekan von Canterbnry

möglich ist, zwei Lesungen zu erzwin¬gen. Auf die Wahl des Staatspräsiden¬ten hat sie einen Einfluß und darin
liegt im wesentlichen seine Bedeutung .

De Gaulle wird als der Sieger ge¬feiert . Die größten Verluste hatte derMRP. des Außenministers Sehuman.Die Kommunistische Partei hat 47Sitze verloren . Von den 16 Sitzen, dieihr verblieben sind, entfallen allein aufdas Departement Seine 8.
In den Pressekommentaren wird voneiner „erheblichen Niederlage “ derKommunisten gesprochen. So wenigverschwiegen werden soll, daß dieKommunisten eine Vielzahl von Sitzenim „Rat der Republik“ verloren haben,ist diese Behauptung insofern irrefüh¬rend , als es sich bei diesen Wahlen janicht um Urwahlen handelte . DieWahlmänner , die da » Rat der Repu¬blik wählten , sind von den Gemeinde¬

parlamenten der Departements -Haupt¬städte und den kontinentalen Abgeord¬neten aufgestellt worden . Bel entspre¬chenden Koalitionen der bürgerlichen ,sozialistischen und gaullistischer^ Par¬teien war es möglich, die Kommunisti¬sche Partei von der Stellung von Wahl¬männern au^zuschließen, auch dann ,wenn sie im Gemeindeparlament diestärkste Partei war , aber nicht über

Pastor Niemöller
erklärte in einem Vortrag vor dem hatte sich vor der neuen Rotationsma -Dortmunder Volksbildungsring . es schine eingefunden , die ab 1- Novem-gäbe nur eine Gruppe von Leuten , die ber den „Daily Worker “. das Blatt der _ _ _ _noch einen Glauben hätten , nämlich Kommunistischen Partei Großbritan - eine absolute Mehrheit verfügte . Dasdie Kommunisten. Sie glaubten leb- ^Iens °lf Tageszeitung und in Groß- war im wesentlichen bei der Aufstel-haft und fanatisch , das Mittel zu be- fo?7n* d™dct

, und dabei seiner Freude lung der Wahlmänner der Fall , undsitzen , um die Weit slüdriiri . tu ma “ü4 ^ Worten Ausdruck verliehen : erklärt die sogenannte Niederlage . Diesitzen, um cne weit glücklicn zu ma- nies ist für uns alle ein stolzer c _dien . Der Rest der Menschheit hätte
demgegenüber ein Ideal nur auf derFahne , glaube aber selbst nicht, daßes etwas nutze . Die Christenheit sei

„Dies ist für uns alle ein stolzer Kommunistische Partei Frankreichs istAugenblick! Mir wird mitgeteilt daß die stärkste Partei des Landes, Ist esder Erzbischof von Canterbury mit nicht nur geblieben, sondern hat wieder „Times“ in Beziehung steht und aHe Nachwahlen beweisen, ihren Ein¬sehr stolz darauf ist Ich bin noch viel fiuß noch verstärkt , während außernicht dazu da , um zu einem Kreuzzug *4?Izer auf meine Beziehung zum de Gaulles „Französischer Volfcsunion “gegen die Kommunisten gesammelt zu Worker“ . eine Beziehung , auf alle bürgerliche Parteien einschließlichwahen d^ nwerkönne ^ usirf-n daß di ? jeder christ,iche pfarrer 84018 “ ln «*« Sozialisten im höchsten Maße Haa¬rt
” sagen , daß sollte. Diese Zeitung vertritt den wah- re lassen mußten, so daß diese beidas Christentum und die bürgerliche ren patriotischen Glauben in unserem einer allgemein durchgeführten Volks-Welt zusammengehören ? , ruhmreichen England .“ (K . V .) wähl in ihrer Zusammenfassung als so-

Wankender Eckpfeiler
Mit dem Fall Mukdens, der Ein¬nahme der gesamten Mandschurei,dem industriellen Herzstück Chinas,durch die kommunistisch -demokratischeFreiheitsarmee ist die Entwicklung imFemen Osten in die Phase weltge¬schichtlicher Entscheidung eingetreten .Den Niedergang des DiktaturregimesTschiang-Kai-Scheks hält nichts mehrauf . Noch so hohe Millionen-Dollar-

beträge , noch so große Waffenlieferun¬gen vermögen die Dinge zu wenden.Nichts kann mehr das Regiment derGewalt halten und vor dem Zusam¬menbruch retten . Wie arm nehmensich die moralisierenden Vorschlägeaus, die heute wieder Tschiangs-Kai-Schek gemacht werden , um aus „in¬nerer Kraft “ dem todgeweihten SystemLeben zu geben . Der heutige Außen¬minister der USA , Marshall , hat vorJahren , als er der militärische und po¬litische Experte seines Landes in Chi¬na war , damit auch nicht gespart. Wasdamals nicht helfen konnte , hilft fünfMinuten vor 12 erst recht nicht mehr.Kann ein ausgehaltenes System über¬haupt eine innere moralische Kraftaufbringen ? Wenn sie alle wollten, eheAuftraggeber wie Tschiang-Kai-Schekund seine Trabanten selbst, es wärenutzlos . Der Inhalt Ihrer Politik istdirigiert von den fremden Monopol¬interessen und dem, was dabei ab¬fällt für eine kleine schmarotzendeOberschicht. Stärke und Kraft wirdauf diesem Boden nie geboren . Stärkeund Kraft zur Erneuerung liegt inder großen Masse des chinesischenVolkes, die mit ihrer Befreiungsartneedie wuchtigen Schläge gegen Tschiang-Kai-Schek führt und sein Regime ver¬nichten wird . Man wird in den ver¬schiedenen Hauptstädten der westli¬chen Länder weniger um Tschiang-Kai-Schek als um die Milliarden trauern ,die man in China reinstreckte . Man wirdmehr betroffen sein durch den Aus¬fall des großen Spekulations - und
Ausbeutungsfeldes eines Hunderte -Miilionen-Volkes, man wird — unddas schon heute — weit mehr in er¬schreckter Besorgnis die Einbuße einerder stärksten Machtpositionen derWelt sehen , denn Chinas Volk ist - imsiegreichen Kampf gegen Imperialis¬mus und Monopolkapital, im siegrei¬chen Kampf um den Sozialismus. Manwird — und man tut es sogar — an¬gesichts dem weltweiten Wetterleuch¬ten aus China den „Fall“ Berlin zeit¬weise vergessen . Chinas Volk befreitsich von ausländischen und Inländi¬schen Bedrückern , es nimmt selbstvon «einem Land , das es bearbeitet ,Besitz und kämpft um den Frieden ,den ihm niemand bringen kann , denes sich seihst geben muß.Als die Mandschurei fiel, wurdennoch Pläne erörtert , wie für Tschiang-Kai-Schek Nordchina zu halten sei. DerVerlust Tschiang-Kai-Scheks war be¬deutend größer , als er trotz des Ein¬geständnisses der Katastrophe zugab.Der kommunistische Rundfunk Chinasbeziffert die Verluste Tschiang- Kai -Scheks an Gefallenen und Gefangenen

(Fortsetzung auf Seite 1)

genannte „Dritte Kraft “ keine trag¬fähige Mehrheit für eine Regierungs¬koalition mehr zustande bringen wer¬den . -ii-
Eine abgefeimte Gaunerei

(AP) Der kommunistische PressechefFiorimond Bonte nannte die Wahleneine „abgefeimte Gaunerei ". Bontesagte : „Wir sind der Ansicht, daß die
Wahlergebnisse nicht die Meinung desfranzösischen Volkes widergeben“ Nur100 000 von etwa 25 Millionen Wahlbe¬
rechtigten seien befragt worden undselbst diese kleine Minderheit privile¬gierte Personen sei nicht durch e!ne
Allgemeinheit , sondern von Gemem-
deräten gewählt worden .
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(Fortsetzung von Saite 1) ,mit 2*/> Millionen Soldaten . Tscltiang-
Kai-Schek hat keine Atempause nach
seiner Niederzwingung in der ' Man¬
dschurei bekommen. An allen fünf
Fronten dej chinesischen Bürgerkrie¬
ges geht die Offensive der kommuni¬stischen Befreiungsarmee weiter . Na-
nyang in Südwest-Honan und Feeng-
tai in Nganhwei sind bereits erobert .
220 km stehen die Kommunisten vor
Nanking , der Hauptstadt des Landes.Die Demoralisation des RegimesTschiang-Kai-Scheks wird unter den
Schlägen der militärischen Niederla¬
gen größer und größer und seine Ak¬
tionsfähigkeit durch die Regierungs¬krise in Permanenz gelähmt . Es gehtbereits um Zentralchina !

Tschiang - Kai - Scheks verlorene
Schlachten hat das Weltkapital ver¬
loren . Es wankt ein Eckpfeiler des Im¬
perialismus . Die Ereignisse in China
erinnern an das Wort eines unserer
Klassiker : „Weltgeschichte ist Welt¬
gericht“. W. G.

Die Präsidentenwahl
Harry Truman bleibt Präsident der

USA. Sein Sieg über Dewey, den Kan¬
didaten der republikanischen Partei ,war für die USA und die Welt völlig
überraschend. In der amerikanischen
Oeffentlidikeit , soweit diese durch die
Zeitungen der großen Pressekonzerneund dem Gallupinstitut repräsentiertwerden , war Truman ein toter Mann,einer , der seine Bewährungsprobe als
Präsident auch nicht bestanden habensollte. Daß die Repräsentanten einer
monopolistisch beherrschten öffentli¬chen Meinung in der USA auf den Re¬
publikaner Dewey setzten , entsprangdem Wunsch, den konsequentestenVertreter von Wallstreet und den den
Interessen der amerikanischen Kriegs¬partei dienlicheren Kandidaten in Zu¬kunft als Präsident Amerikas zu ha¬ben. Es klingt wie ein Treppenwitz ,daß amerikanische Zeitungen nach derWahl den Sieg Deweys verkündet ha¬ben. Der Münchner „Merkur “ tat einGleiches. Die Skrupellosigkeit ameri¬kanischer Journalistik macht auch beiuns Schule. Ein Wunder ist es nichtUeber den überraschenden Sieg Tru-
mans, der um so bedeutender ist aisdie demokratische Partei nunmehrauch über klare Mehrheiten im Senatund Abgeordnetenhaus verfügt , wird
eingehend nach Gründen gesucht. Deraufschlußreichste Grund dürfte sich lnder Tatsache ausdrücken , daß bei derWahl zum Repräsentantenhaus über40 Mitglieder, die für das Taft-Hart -ley-Gesetz, das sich gegen die Arbei¬terschaft richtete , gestimmt hatten ,nicht wieder gewählt wurden . In der
Innenpolitik sah die große Masse derWähler — wie weit mit Recht oder Un¬recht, sei dahin gestellt — in Trumanden Nachfolger und Garanten der NewDeal-Politik Roosevelts, den Mann, dersein Veto gegen das Taft-Hartley -Ge-aeta eingelegt hat , der den Kampf ge¬gen die Inflationserscheinungen zuführen verkündete und der gegenüberden Republikanern in der Frage derhohen Preisgestaltung und deren An¬griffe auf die Löhne der Arbeiter undAngestellten bremsend wirkte . DaßTruman sich gegen die Hexenjagdendes Unamerikanischen Komitees unddie Rassendiskriminierung wandte , hatihm sicher viel* Stimmen gebracht.

Außenpolitisch sagte man Trumannicht viel Gutes nach. Es gehörte ins¬besondere in letzter Zeit in der ge¬machten öffentlichen Meinung Ameri¬kas zum guten Ton, in ihm so etwaswie eine außenpolitische Unmöglichkeitzu sehen. Sein kurz vor der Wahl an¬gesetztesVorhaben , Vinsoh als Sonder¬botschafter nach Moskau zur Bereini¬gung der Berliner Frage zu senden,schien der eklatante Beweis dafür zusein . Trumans großer „Fehler “ , seinSchwanken, wo andere mehr Härtezeigten , hat sich als seine Chance beider Wahl erwiesen , denn das in seinerMehrheit friedliebende amerikanischeVolk glaubte , dies so deuten zu müs¬sen , daß die Sache des Friedens in denHänden Trumans besser als in denenDeweys aufgehoben sei. Wer nacheinem Grund für den überraschendenAusgang der Wahl sucht, wird darinden treffendsten finden . Daß die WahlTrumans außerordentliche Kursstürzean der New Yorker Börse auslöste ,kann zur Erhärtung dieser Meinungdienen.
Hs ist gewiß richtig, zwischen der re¬publikanischen und demokratischenPartei in der USA keinen großen Un¬

terschied zu machen. Beide sind Ver¬treter des amerikanischen Monopolkn-

Usienansgiekh auf Kosten det Cesdrädiglea
Ganse 70 Mark für Erwerbsunfähige — 10 Milliarden für die Großbanken

Fünf Monate nach der Währungsre¬form und eineinhalb Monate vor dem
von der Militärregierung angeordne¬ten Termin für den Abschluß des La¬
stenausgleiches wird das erste Lasten¬
ausgleichsgesetz, das sogenannte „So¬
fortprogramm “, dem Wirtschaftsratunterbreitet werden. Der westdeut¬schen Bevölkerung wird " an diesem
Tempo klar , was die Regierungspar¬teien , die CDU/CSU und SPD, unter
„sofort“ verstehen .

Diese „Soforthilfe“ ist ein würdigesProdukt des seit Monaten im gehei¬men tagenden Fünfzehnerausschussesfür die Vorbereitung der Lastenaus¬
gleichsgesetze in Bad Homburg. Wie
die „Frankfurter Rundschau“ berich¬tet , hat man vor lauter Eile „manche
Dinge nicht berücksichtigt“ . Dieser

„Eile" fallen natürlich diejenigen zum
Opfer, die seit Jahren darauf warten ,entschädigt zu werden . Man hat näm¬lich „vergessen ", die zu Entschädigen¬den von der Vermögensabgabe zu - be¬freien , das beißt , sie sollen genau sozahlen wie die Kriegsgewinnler ,Kriegsinteressenten und Währungsge¬schäftemacher ; sie sollen ihren Lasten -
ausgleich selbst bezahlen.

Ein anderer Lastenausgleich warnach den Plänen des Homburger Aus¬schusses nicht zu erwarten . In mona¬telangen Beratungen haben diese
„Sachverständigen “ nichts besseres
hervorgebracht als eine neue -Art
Wohlfahrtsrente , die wieder von derbreiten Masse des Volkes aufgebrachtwerden muß . Diese Rente wird außer -

Falschmeldung auf Falschmeldung
Stuttgarter Vorfälle Maßstab für die „Objektivität " einer lizenzierten

Berichterstattang
Das Ortskartell der Gewerkschaftenbatte über die Ausschreitungen in

Stuttgart eine Feststellung getroffen,die wir noch einmal in Erinnerung ru¬fen wollen . Sie lautete :
„Die Verantwortung für die Zwi¬schenfälle in Stuttgart kann nur den¬

jenigen zugeschrieben werden , die
unfähig sind, die Preise zu stoppen.“So bedauerlich die Stuttgarter Vor¬gänge waren , hat diese Feststellungaber ins Schwarze getroffen . So be¬dauerlich die Vorfälle waren , war nieeinzusehen , warum über Stuttgart dasinzwischen aufgehobene Ausgehverbotverhängt worden war . So bedauerlichdie Vorgänge waren , ist der Eindruckunverkennbar , daß man mehr und et¬was anderes aus ihnen machen wollte,als sie darstellten .Der „Volkswille“ hat dankenswerterWeise „Eine amerikanische Darstel¬lung“ im Wortlaut über die Vorgängeveröffentlicht . Sie war in „Stars and

Strippes “ zu finden. Wir wollen dar¬aus nur einen Absatz wiedergeben , der
genügend spricht .

„Eine aufrührerische Menge von
ungefähr 30 000 Menschen, in Erre¬
gung gebracht durch einen Arbeiter¬führer , wütete heute verschiedeneStunden im Zentrum Stuttgarts , bissie durch amerikanische und deutschePolizei auseinandergejagt wurde .“Amerikanische Journalisten sind imVollbesitz der Pressefreiheit , vielleichtist darin der Schlüssel zu finden, derdiese Darstellung so „wahr “ macht.Der Radiosprecher Frentzel fühltesich anscheinend ermuntert durch ähn- '

liehe Artikel , als er gar gleich den Ein¬druck erwecken wollte, als ob es sichanläßlich der bei den VorkommnissenVerhafteten um Kommunisten handle .Die „Schwäbische Post“ (amerikanischlizenziert ) geht noch ein Stück weiter .Sie kennt sich aus in ihrem Ländchen,kennt die Politiker und natürlich auchdie Arbeiterführer . Sie weiß sofort,um wen es sich handelt , wenn es auchder Schreiber von „Stars and Strippes“
nicht gekonnt haben sollte. Sie glaubtesicher auch jemand mit ihrem genauenWissen einen Gefallen tun zu können.Wenn sich schon General Clay für die
Vorgänge interessierte , konnte man siebeinen Verdienst von politischer Trag¬weite erwerben . Also frisch drauf los!So hieß es dann eines Tages: „Auchder frühere Arbeitsminister Kohlwurde dabei beobachtet , wie er heftigagierte .“

Einen Tag später wird sie schonkühner . Ueber die Erklärung des Par¬teivorstandes der KPD wird die Be¬
merkung gemacht, „(er ) hätte besserbei der Wahrheit bleiben können.

wenn er vor der Veröffentlichung eineErklärung zum Beispiel seine Genos¬sen Kohl und Bechtle gefragt hätte ,wo sie sich in der fraglichen Zeit inStuttgart aufhielten . Der Chef deruniformierten Polizei, Herr Frank ,konnte dem KP-Gemeinderatsmitglied ,Herrn Bechtle, nur noch in letzter Mi¬nute die Peinlichkeit seiner Verhaf¬tung ersparen , sonst säße Herr Bechtleheute wahrscheinlich neben seinemGenossen (den Radio-Frenzel zum Ge¬nossen machte. D. Red.) Mokroß vordem amerikanischen Militärgericht ."Der Schreiber weiß natürlich genausogut wie wir , daß eine frühere oderspätere Verhaftung , wenn die Vor¬aussetzung zutreffen würde , den Stadt¬rat Bechtle nicht vor dem Militär¬gericht bewahrt hätte . Es kommt dannin dem gleichen Artikel nochmals eineDenunziation , daß die beiden „HerrenBechtle und Kohl" — und diesmalauch ein Dritter noch, Eberle — vonZeugen gesehen und — natürlich —Funktionäre der KPD nicht nach Stei¬nen gegriffen hätten .“In zwei neuerlichen Erklärungenstellt der Parteivorstand der KPDWürttemberg -Badens ganz nüchternfest , daß der Stadtrat Bechtle sich ab16.30 Uhr in einer Sitzung der Verwal¬tungsabteilung des Gemeinderats be¬fand , in der . er von BürgermeisterHirn über die Vorkommnisse unter¬richtet worden ist . Der frühere Ar¬beitsminister Kohl hatte Stuttgart um14 Uhr verlassen , weil er an diesemTage in Mannheim sprechen sollte undauch gesprochen hat . Die Vorgängeaber in Stuttgart in der Königstraßehaben sich um 18.30 Uhr abgespielt .Wir wissen nicht , ob von der ameri¬kanischen Militärregierung von die¬sen verschiedenen Berichterstatternder Nachweis über ihre Informations¬quellen verlangt wird . Wenn er ver¬langt wird — wir glauben nicht, daßes zu einer Anklageerhebung wegenBeunruhigung oder Irreführung desdeutschen Volkes kommen wird . Wasdie „Schwäbische Post “ getan hat , hatsie ja nur ( !) gegen Kommunisten ge¬tan . —(i—
Ueberraschendwahr

Während der Konferenz der Militär¬gouverneure Vlay und Robertson mitden Ministerpräsidenten der Doppel¬zone nahm der Ministerpräsident vonWürttemberg -Baden , Dr . Maier , zu denUnruhen in Stuttgart Stellung . Eräußerte , man könne - diese nicht denKommunisten zur Last legen, sondernmüsse sie vielmehr als Ausdruck eineszunehmenden Radikalismus ansehen .
(Heilbronner Stimme)

pitais , trotz gewisser Differenzierun¬
gen, die weniger im Prinzipiellen alsln der Methode ihrer .Politik liegen.Keinerlei Unterschied gelten zu lassen,wäre falsch. Die Rooseveltsche Politik
bedeutet ein Stück Tradition und Ver¬
pflichtung für die demokratische Par¬tei , von der ihre heutigen Führer nicht
ganz los kommen. Die amerikanischenWähler in ihrer Mehrheit glauben ansie und haben der demokratischen Par¬
tei und Präsident Truman , die längstden Weg Roosevelts verlassen haben ,mindestens eine deutliche Mahnung mit
auf den Weg gegeben. Es dürfte nach
dem Wahlausgang in der USA etwas
schwer fallen , ganz die Friedensliebedes amerikanischen Volkes außer Acht
zu lassen, dem dieses hat bei der Wahl

gegen die Kriegspartei in der USA vo¬tiert
Henry Wallace, der konsequenteste

yertreter des Fortschrittes unter denKandidaten der amerikanischen Präsi¬
dentschaftswahl , hat 1,1 MillionenStimmen erhalten ; davon allein imStaate New York über eine halbe Mil¬lion. Dies Resultat ist nicht erhebend ,es dürfte aber bei Wallace ausschlag¬
gebend sein , daß viele Wähler , insbe¬
sondere aus Gewerkschaftskreisen , dieihm zugetan sind , keine Kandidatur als
aussichtslos betrachteten und die ihm
deshalb ihre Stimme versagten . Vor
die Wahl gestellt , zwischen dem De¬
mokraten und dem Republikaner zu
entscheiden, wählten sie das kleinere
Uebe).

dem nur . auf Antrag gewährt undläuft schon am 30. September des
nächsten Jahres ab. Die Ansprudisbe -
rechtigten dieser Rente müssen Ge¬
schädigte über 65 Jahre sein Oderdurch völlige Invalidität keinem Er¬
werb mehr nachgehen können. Fürdiese Leute hat man ganze 70.— DM
im Monat übrig, während Witwen mitkleinen Kindern , die nicht zur Arbeit
gehen können, überhaupt nichts er¬halten .

Wenn im Vergleich damit die Groß¬banken , wie der württembergisch -ba-
dische Finanzminister Dr. Köhler be¬
kanntgab , 10 Milliarden DM „zur Dek-
kung der aus der Umstellung hervor¬
gehenden Verbindlichkeiten“ von den
Ländern erhalten sollen, dann wird
jedem klar , daß der Lastenausgleichdazu benutzt werden soll, die Reichennoch reicher und die Armen noch ärrmer zu machen. Da die Länder durchdie Währungsreform völlig enteignetwurden und keine Mittel zur Zahlungdieser 10 Milliarden besitzen, muß denGroßbanken ihr Vermögen durchSteuern ersetzt werden.

Dieses Sofortprogramm gibt abernoch weiteren Aufschluß darüber , werden Lastenausgleich bezahlen soll. Zur
Aufbringung der Mittel für . das So¬
fortprogramm werden Vorauszahlun¬gen auf die Vermögensabgabe vonland- und forstwirtschaftlichen Ver¬
mögen, Grund- und Betriebsvermö¬gen gefordert . Die Freigrenze beträgt3000 .— DM ! Von diesen Vermögenmüssen — gleichgültig wie hoch siesind — 2 Prozent als Vorauszahlungenabgeführt werden . Damit sind prak¬tisch alle Kleinbauern , Siedler und
Eigenheimbesitzer verpflichtet , Vor¬
auszahlungen zu leisten. Zwei Prozent
Belastung auf alle Vermögen, gleich¬gültig ob es 3000.— DM oder drei Mil¬lionen sind, das heißt den kleinenMann genau so schröpfen wie denKrösus, der erfahrungsgemäß seine
Verlustprozente bei der Masse des
Verbrauchers wieder hereinholt . Wenndiese Art der Vermögensabgabe fürden gesamten Lastenausgleich prakti¬ziert werden sollte, dann steht schonheute fest, daß bei einer • Freigrenzevon 3000 .—DM alle Haushalte belastetwerden.

Wir sind nicht so naiv wie die
„Frankfurter Rundschau" , die an¬nimmt , man habe in der Eile verges¬sen . jene von der Belastung auszu¬schließen, die im Rahmen des Lasten¬ausgleiches anspruchsberechtigt sind.Im Gegenteil: Die Erhebungspraxisder Vermögen beweist schon heute,daß kleine Leute, die ihr Häuschenund ihre Wohnungen mühselig mitden letzten Sparpfennigen wieder in¬stand gesetzt haben , zur Vermögens¬abgabe in vollem Umfang herangezo¬gen werden.

So gibt dieses Sofortprogramm einenVorgeschmack auf den L->s‘enaus-gleich. der da kommen soll. Wir wis¬sen aber , daß geplant Ist. dieses So¬
fortprogramm (nach den Ausführungendes Vorsitzenden des Fünfzehneraus -schusses. Senator Dudek) zunächst alsErsatz für den Lastenausgleich zuschaffen, und daß der Lastenaussleichan sich durch das künftige westdeut¬sche Parlament beschlossen werdensoll. Womit der Lastenäusgleich „ansich" auf den St. Nimmerleinstag ver¬schoben ist. wenn die Werktätigenund Geschädigten nicht energisch da¬für eintreten . daß die Kriegsgewinn¬ler und Kriegs!nteressenten für dieBegleichung der Rechnung, die sie demdeutschen Volk präsentiert haben , mitihrem Vermögen herangezogen wer¬den und daß den ins E'end Gestürz¬ten endlich geholfen wird.

Belegschaft gegen Sondersteaer
(EB ) Die Belegschaft der Firma H.Lang . Autoverwertung in Karlsruhe ,erhebt in einer einstimmig angenom¬menen Entschließung schärfsten Ein¬spruch und Protest gegen den beab¬sichtigten Abzug für das NotopferRerlin . Die wirtschaftliche Lage der

Werktätigen ist auf dem Tiefpunkt an¬gelangt und jeder wettere Abzug amLohn ist eine Provokation gegen dieArbeiterschaft , heißt es <n die-er Ent¬
schließung. Von der Gewerkschafts¬
vertretung wird verlangt , daß sie mitaller Energie diesen neuen Lohnraub
bekämpft

5820 Rußlandheimkehrer
5820 Rußlandheimkehrer trafen vom1.—5. November 3948 im Lager Gfo-

nenfelde (Frankfurt a. d. O .) «in.
VE . Detmold
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Tschianis schlimmster Menst
Der i^önat Oktober 1948 ist in der

( tunen langen Geschichte des chinesi¬
schen Bürgerkrieges für die nationali¬
stischen Streitkräfte des Generalissi¬mus Tschiangkaischek der schlimmste
gewesen. ' In der Mandschurei und inNördchina haben die Nationalisten
ganze Divisionen von Truppen an die
Kommunisten verloren : Die Nationa¬
listen . ,sind gezwungen gewesen, ' wich¬
tige Städte und weite Gebiete aüfzu-

. geben , als. die Kommunisten nach Sü¬den vorgestoßen sind . . . Die Serie mi¬
litärischer Katastrophen hat die natio¬
nalistische Moral schwer erschüttert .Das Prestige des - Generalissimus
Tschiang, der in Peking in Nordchinain den letzten Wochen selbst den
größten Teil seiner Armeen geleitethat , ist auf einen Tiefpunkt angelangtEs ist in Nanking viel darüber disku¬tiert worden , wie lange die nationa¬listische Regierung aushalten kann.

„ „New York Times“, 31. 10. 48

Berlin
Es gibt kein Anzeichen dafür , daßentweder das Foreign Office oder dasState Department über die nächstenSchritte in dem Berliner Kampf nach¬gedacht haben . Wenn sie auf ihrer ge¬genwärtigen Taktik beharren , dannwerden sich die Spieler einem Unent¬schieden gegenübersehen , und sie wer¬den sich dazu bereit finden müssen , die

Wirkung der Wintermonate auf . dieGeduld und Ausdauer der Berlinerund ihrer Militärgouverneure abzu¬warten . . . Die Gefahr ist jetzt , daßeine eindrucksvolle und sensationelleInitiative von russischer Seite kom¬men wird , ein Angebot, das vielen alseine Möglichkeit erscheinen mag, einen
Rüdezug des Westens aus Berlin vor¬zunehmen , bei dem das Gesicht ge¬währt bleibt .

„The Economist“, London, 30. 10. 48

Ausgerechnet Herr Erhard !
Die CDU hatte sich Herrn Erhard ,den Schutzpatron aller „Freien Markt¬wirtschaftler “ und „Preistreiber “ nachMannheim für eine öffentliche Ver¬sammlung verschrieben . Wohl zumLeidwesen der Veranstalter warenviele Mannheimer Arbeiter , trotz , desnicht geringen Eintrittspreises erschie¬nen , um den Herrn Direktor für Ver¬

waltung der Wirtschaft aus allernäch¬ster Nähe zu besehen und zu hören,wie er seine volksfeindliche Politik zu
verteidigen gedachte.

Natürlich will Herr Erhard nichteinzelnen Schichten, sondern dem gan¬zen Volke dienen . Selbstverständlichsei es gewesen, daß die Prgjse steigenmußten und richtig war es, daß gehor¬tet wurde . Aber nicht richtig ist esnach den Ausführungen von HerrnProf . Erhard , daß bei der Währungs¬reform „konsumbegünstigende Kauf¬kraft “ geschaffen worden ist, mit an¬deren Worten, es war ein Fehler ,Kopfgeld überhaupt auszuzahlen. Nie¬der mit der Bürokratie und Bonzo-kratie (ganz wie bei den Nazis) aberhoch die Wirtschaftsbürokratie desHerrn Erhard , denn nur die Verwal¬
tung für Wirtschaft hat wirklich -etwas
geleistet , alles andere sei Demagogie.Unter dem dauernden Widerspruchder Versammlung gab Herr Erhardvorstehende Weisheiten - zum Besten.Sr unterließ es aber wohlweislich, aufdie mitunter sehr treffenden Zwi-senenrufe einzugehen.

Mit dem was wir geschaffen haben ,so sagte er weiter , können wir (wir ,das sind in diesem Falle die Großver¬diener , die Reichen und Schieber) zu¬frieden Min. Aber für die Unzufriede¬nen hatte der Redner auch etwas mit¬
gebracht — Versprechungen nämlich.Die Preise werden wieder fallen , weildas Geld knapp wird . Jedermann wird
„Jedermann - Ware“ kaufen können.Wenn Du Lohnempfänger , Du Arbei¬ter am Schraubstock and Büro , wennDu Kriegs- oder Währungsopfer noch
Mangel leiden mußt, dann tröste Dich,
„der Weg zur Gesundung ist hart undman muß Opfer bringen “, „der Brot¬korb muß halt höher gehängt werden *.Und di« Währungsgewinnler ? Ja , diemüssen radikal besteuert werden .

Eine Diskussion gdb es natürlichnicht und im FoHarfpräsidium wareine ganz erkleckliche Anzahl motori¬sierte und berittene Polizei konzen¬triert. Für alle Fälle!

Das wahre jedermana-Programm ist LohnerHfemg!
Der Frankfurter Wirtschaftsrat streut nur Sand in die Augen des Volk

Die Wogen der Empörung über diehohen Preise können keine Glättungfinden. Die tatsächliche Lage zeigt einetiefe Kluft zwischen Lohn- und Preis¬
höhe, -an der sich nichts ändert . Die
Löhne sind zu niedrig und die Preise
zu hoch, ln ihrem gegenseitigen Ver¬
hältnis spiegelt sich ein unerhörter so- ,zialer Tiefstand der breiten Masse desVolkes wieder .
„Preissteigerung keineswegs
übermäßig“

Der Frankfurter Wirtschaftsrat, , dersichtbar die Verantwortung für diesen '
Zustand trägt , hat noch nicht im ge¬ringsten seit dem die Preislawine das
Leben des schaffenden Volkes zu er- ’
sticken droht, ' einen Ansatz zu einem
Eingriff , zu einem Abwenden des Un¬heils gezeigt. Ab und zu gibt es höch¬
stens eine Dosis Sand für die Augenderer , die vorwurfsvoll ihren Blicknach Frankfurt richten . Das Preis¬
wuchergesetz war eine solche. Es exi¬stiert bereits eine geraume Weile. DerEffekt des Gesetzes ist gleich null ;konnte nie anders sein . Dafür war es
genügend unbestimmt und gebrach esihm an jeglicher Voraussetzurw wirk¬
sam zu werden . Die hohen Preise sinddie Folge der Gesamtpolitik ln West¬
deutschland . Die Stuttgarter „Wirt¬
schaftszeitung“ schrieb kürzlich ; „Es istfür jeden , der in Währungsdingen Be¬scheid weiß, klar , daß eine ko starke
und kontinuierliche Vermehrung des
Geldumlaufes zu einer allgemeinen
Preissteigerung führen muß .“ Sie fügt
sogar hinzu : „Angesichts der monetä¬

ren Entwicklung war die Preissteige¬rung keineswegs übermäßig .“ Daß esbei dem allgemeinen Hochklettern derPreise , ihrem Strecken nach der großenGelddecke, die durch die Währungs¬reform gegeben wurde , auch Preiswu¬cher Einzelner gibt, ist unbestritten .Mit dem Preiswuchergesetz sollte derEindruck vermittelt , werden , -daß essich bei der allgemeinen Teuerung nurum den Wucher von Einzelnen handelt .Es wurde bewußt abgeleiikt auf eine
Randerscheinung , um das Wesentlicheder Politik Prof . Erhards nicht erken¬
nen zu lassen. . _

'
„

Wieder Sand in die Augen des Volkes
Die neueste Dosis Sand , die Prof.Erhard parad hat , ist sein „Jedermann -

Programm “ ; wieder ein Trost , dem bit¬teres Erwachen folgt Den Verantwort¬lichen im Wirtschaftsrat dünkt das
„Jedermann -Programm “ als das Mittel ,über die gegenwärtige Protestwelle im
Land hinwegzukommen. Mit Zeit¬
gewinn soll also eine Klippe ' um¬schifft werden . Man darf nicht unter¬
stellen , daß man in Frankfurt den Wil¬len hat , etwas zu ändern . Das Propa¬
gandagetöse um das „Jedermann -Pro¬
gramm “ ist nicht klein. „Die Lebens¬
bedingungen der breiten Masse werden
damit verbessert “ , heißt seine Empfeh¬
lung . Für eine Anzahl Artikel sind in¬
zwischen die „Jedermann -Preise“ be¬
kannt geworden . Wir bringen sie für
Schuhe in der Gegenüberstellung mit
den Preisen , die die Verwaltung lür
Wirtschaft in Frankfurt Im allgemei¬
nen für Schuhe anerkennt .

„Jedermann -Preise “ auch riesig hoch
Das Bild sieht so aus :

Warenart
Herren -Straßenschuhe

durchgehend genäht
Rahmen genäht

Damen-Straßenschuhe
durchgehend genäht
Rahmen genäht
angeklebt

Burschenschuhe
Arbeitsschuhe

mit Gummisohle
mit Ledersohle

-Man sieht, der Unterschied ist gar -
nicht größt Wie leicht ist er durch eine
Qualitätsminderung geringfügiger Art
ausgeglichen. Die „Jedermann -Preise “
sind nach dieser Veranschlagung , selbst
wenn man dies nicht unterstellen woll¬
te , noch riesig hoch. Mit einem Lohn-

Jedermannpreise Preise der VfW .
DM DM
24.50
26.50 24,— bis 30,—
22,—
23,75
23,75
23.75
25.75
27,50

21.50 bis 26,—
23.50 bis 27,—
27.50 bis 32,50
28 .50 bis 35,—

einkommen, wie es dem Gegenwärtigen
entspricht , ist der deutsche Arbeiter
früher in der Lage gewesen, dieselben
Schuhe, - die das „Jedermann -Pro¬
gramm“ aufführt , für 7,— bis 12,— Mk.
zu kaufen .

Es ist noch einiges zu sagen. Soweit

Man vertragt sich wieder
Keine Koalitionskrise in Württemberg-Baden wegen Frankfurter

Wirtschaftsratpolitik — Genosse Nuding legt den Finger auf die
Wunde der Koalitionspartner

(EB) Nur einige grollende Töne er¬
innerten in der Landtagssitzung vom
5. November 1948 noch an das Gewitter
in der württembergisch -badischen Re¬
gierungskoalition CDU, SPD und DVP,das bei der Erörterung der Politik des
Frankfurter Wirtschaftsrates entstan¬
den war . Der CDU -Abgeordnete Andrä,dessen Auftreten einmal mehr Lach¬
stürme entfesselte , bezeichnete die An¬
gelegenheit als einen Sturm im Was¬
serglas , konnte aber nicht umhin , die
Erwartung auszusprechen , daß nach der
Vereinigung mit den südlichen Landes¬
teilen eine Aenderung in der Besetzungder Ministerposten eintreten möge.Für die Kommunistische Partei
sprach der Abg. Nuding. Er brachte
zum Ausdruck, daß die Kritik des
Wirtschaftsministers Veit an der Er¬hard-Politik in vielem richtig sei , aber
sein Verhalten jegliche Konsequenzvermissen lasse. Minister Veit habe
nicht nur als Delegierter in Frankfurt
auf Befehl oder Anweisung der Regie¬
rung für das Programm Prof . Erhards
stimmen müssen , sondern er habe auchin der württembergisch -badischen Re¬
gierung für das gleiche Programm ge¬stimmt . Solange die deutschen Poli¬
tiker nicht in den Grundfragen einigseien, wird es eine Vergewaltigung des
deutschen Volkes geben . Keine der
bürgerlichen Parteien , einschließlichder Sozialdemokratie , habe das Rechtzu behaupten , sie sei bei der Errich¬
tung des Wirtschaftsrates , bei der Wäh¬
rungsreform . oder anderen Gelegenhei¬ten vergewaltigt worden . Alle hätten
weg bleiben können und ihr „Nein“
gegen Empfehlungen, d|e Befehle sind,•usaBMChoa können, ln Bonn wurde
der Antrag der Kommunisten , der . Par¬

lamentarische Rat möge seine Tätig¬keit einstellen , abgelehnt .
Genosse Nuding behandelte ein¬

gehend das Doppelspiel der bürger¬
lichen Parteien . Die CDU werfe der
SPD destruktive Politik vor und we¬
nige Tage später wird von der „Not¬
wendigkeit der Aufrechterhaltung der
Koalitionsregierung “ gesprochen. Ge¬
nosse Nuding zitierte die CDU-Zeitung,in der als Ziel verkündet wurde : „Was
wir zur Wiederherstellung einer Inneren
Stabilität in Deutschland und ln seinen
Ländern brauchen , sind klare Regie¬
rungsmehrheiten einer Partei .“ Auf
die Zwischenrufe „Sehr gut !“ fuhr Ge¬
nosse Nuding fort : „Hören Sie das ge¬nau , liebe Freunde von der SPD. So¬
lange werden Sie noch gebraucht , bis
die Herrschaften stark genug sind, um
Ihnen den Stuhl vor die Türe zu
setzen .“ Auf den Zuruf des Abgeord¬neten Simpfendörfer (CDU ) : „Die SPD
kann auch die größte Partei werden !"
erwiderte Genosse Nuding: „Ja , wir
kennen dieses Ziel, wir haben es ein¬
mal eriebt und Präsident Keil (SPD)hat einmal in einer Rede in diesem
Landtag gesagt : „Wir haben damals uns
mißbrauchen lassen .“ Ueberlegen Sie,wie weit Sie heute sind.“

Auf die Frage Dr . Brandenburgs :
„Wo ist Ihr Programm ?“ antwortete
Genosse Nuding eingehend und über¬
zeugend. Wir werden diesen Teil der
Rede in unserer nächsten Ausgabe
wörtlich zum Abdruck bringen , da
Genosse Nuding nicht nur eine pro¬
grammatische Darstellung unseres Wol¬
fens gab, sondern auch in gründlicherKritik die Hohlheit und Unaufrich¬
tigkeit der bürgerlichen Parteien und
ihrer Politik aufzeigte. , ,

es Schuhe betrifft , kommen für das
„Jedermann -Programm “ nur - ein • Diit -tei der monatlichen Gesamtproduktionin Frage . Der Großhandel hält an desbei ihm üblichen Handelsspanne von35 bis 49 Prozent für die . übrige Pro¬duktion fest . Die Produktion für des
„Jedermann -Programm “ bringt ihm 29bis 25 Progent . , ^ ,Für Textilartikel sind insgesamt ihdiesem berühmten Produktionspro¬gramm 3500 Tonnen Baumwolle vor¬gesehen . Wir verfügen zwar nicht überviel Baumwolle , aber Fachleute schät¬zen , daß 3500 -Tonnen etwa ' 15 Prozentder der Wirtschaft ^ zur Verfügungstehenden lange ausmachen . Der- Lö¬wenanteil verbleibt dem „freien Unter¬nehmertum “ und der „freien Markt¬wirtschaft “ . >

Der „gerechte“ Preis der „freien
Marktwirtschaft “

Aus diesen wenigen Ziffern geht her¬vor , daß es sich um ein ganz nettesProgramm handelt , das Volk hintersLicht zu führen . Dem „Jedermann -
Programm “ fehlt es natürlich nicht ander notwendigen Theorie , mit der es
plausibel gemacht werden soll. UmTheorien ist das Unternehmertum undauch Prof . Erhard nie verlegen , wennes sich darum , dreht , im Volk die Ge¬duld zu schaffen , um ihm das FeUüber die Ohren ziehen zu können . Di«Theorie über die „Jedermann -Preise“
besagt , daß mit ihnen die hohenPreise gedrückt werden sollen. Ihre
Wirkung soll preisregulierend sein.Prof . Erhard tut dabei so, als oo esmm das Mittel gefunden hätte , mit demer seine Worte über das „Einpendelnder Preise “ wahr macht. . Das hört siebschön an . Die wenigen Beispiele übeg
„Jedermann -Preise “

, di« wir ange¬führt haben , zeigen, daß es garniebtdas Ziel ist , das übersteigerte Prew-
niveau zu verlassen . Die geringfügigeMenge, der für das „Jedermann -Pro¬
gramm “ ins Auge gefaßte Waren*macht den Versuch der Preisregulie¬rung von vornherein lächerlich . Eswar ja der Zweck, mit der Aufhebungdes Preisstops , der „Freien Marktwirt¬schaft “ zum Siege zu verhelfen . Diesekennt das Gesetz von Angebot und
Nachfrage , die den Preis regeln . Daheute das Angebot klein und die Nach¬frage riesengroß ist , stellt sich seineFolge im Steigen der Preise ein. Deshohe Preis , den das Spiel zwischen An¬
gebot und Nachfrage ergibt , ist dannder vielgesprochene und - gewünscht*
„gerechte “ Preis . Der Wünsch des Un¬
ternehmers ist dabei ein anderer alsder des Arbeiters , nur daß sich dmWunsch der Unternehmer erfüllt , dmhohe und „gerechte “ Preis ihnen hoheProfite und den Arbeitern , Angestell¬ten und Rentnern das heutige Elend
bringt .

Gebot : Lohnerhöhung auf Koste»
des Unternehmerproflts !

Solange die ausgeplünderte breiteMasse des Volkes dem „gerechtenPreis “ nachjagt , solange sie bei dem
Einzelnen nach Wucher fahndet undauf ein Preiswuchergesetz vertraut , so¬
lange sie sich Jlluslonen über ein „Je¬
dermann -Programm “ hingibt , solangesie den Wucher nicht in der Gesamt¬
konzeption der Politik des Frankfurt «*Wirtschaftsrates sieht, solange sie nicht
erkennt , daß sie um einen höhersn
Lohn täglich , nicht nur mit Resolutio¬
nen an den Wirtschaftsrat , sondern
mit den Unternehmern ihres Betriebes
kämpfen muß, solange geht sie einen
Irrweg . Daß sie den Irrweg weiter¬
gehen , werden Professor Erhard und
andere noch mehr Programme and
noch mehr Theorien entwickeln . Das
Wort über die verhängnisvolle Lohn -
und Preisspirale ist längst von diesen
Kreisen gesprochen worden . Es wird ,um von der zentralen Frage der Er¬
höhung des Lohnes abzulenken , ver¬
sucht , einzureden , daß notwendiger¬
weise einer Erhöhung der Löhne ein
Steigen der Preise nach sich ziehen
müßte . Die Unternehmer haben bei
gleichbleibenden Löhnen unaufhörlich
die Preise gesteigert . Sie haben das
Beispiel der Falschheit ihrer eigenen
Theorie geliefert . Der Kampf um höhe¬
ren Lohn ist für das arbeitende Volk
der Kampf um einen größeren Anteil
an dem, was es selbst schafft, auf Ke¬
sten des Unternehmerprofites , der
Schieber- und Spekulantengewinne .
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Me Baue aif in Kepf gestellt!
Unter dem Deckmantel der Kritik am „Vofluecha " — Angriff rat die

Einheit der Gewerkschaften
Der „Volkswille“, das Wochenblatt schieiert , aber immerhin recht auf¬

der Großmächte nicht mitzuspielen , dasist das Unglaubliche fflr die Herren
vom Parteivorstand . Deshalb wird ver¬sucht, eine Frontstellung gegen die
Kommunisten in den Gewerkschaften
zu erreichen . Das Zusammenfällen die¬
ser Tatsache mit den Wünschen ver-der SPD Württemberg —Badens startete schluSrcick zum Ausdrude gebracht , ^ ,iaA>nor ancian^U/^ ar Herren seieinen recht massiven Angriff auf die was jenen , die die Gewerkschaften zurEinheit der Gewerkschaft « !. Es ist dies Domäne d« SPD zu machen bereitnicht verwunderlich , wenn man die pa- sind , weh tut Dr . Schumacher, der
dabei nur am Bande vermerkt .

Der Tiefschlag gegen die Gewerk-

LandesgefSngnffi
vor dem Arbeitsgericht
Am 19. Januar d. J . wurde einem

Betriebsratsmitglied im Landesgefäng¬nis Mannheim 'plötzlich gekündigt . DerVorstand, Herr Regierungsrat Kämme¬rer , hielt es nicht für nötig, eine Be¬gründung zu geben. Nach einem Mo¬nat wurde vom Justizministerium mit-
XHviii vciwunucxuui » wuiw iu « u ure t*** »***' ■*» **« » *Uk* *■** • uvuuutwuivi , wva . ff i. r i n , , i - - ___ « — ■»« _ - wwuc wui » uh u f .1iiuii atenum uuwrallellaufenden Vorgänge, den „Int « - sozialdemokratische Parteiführ « , müht vP° ° e” ' geteilt , daß Betriebsrat U. wegen „läs -nationalen Gewerkschaftsbund “ zu sich ab , wie weiland Hitler und Goeb-
spalten , als Grundlage dafür betrach - bels es gegenüber England taten , zu be¬tet , daß es nicht ausbleiben kann , daß weisen , daß die SPD der beste Degenähnliches in unserem Land Württem - gegen den Kommunismus heute inberg -Baden versucht wird . Wie es ge- Westdeutschland sei . Er liegt mit Dr.macht wird, ist recht armselig und Adenau« darüb« in Fehde . Es bleibtdürfte gewiß dazu angetan sein, jedem noch die Frage , wem man sich mit die-die Augen zu öffnen üb« die Rolle , sen „vorzüglichen“ Eigenschaften an¬weiche gewisse Gewerkschaftsführersich anschicken, zu spiel« !. Eine Rolle,die nicht dem Interesse des arbeiten¬den Volkes dient , sondern denen ge¬nehm ist, die mit „Empfehlungen “
Westdeutschlands ins Kielwasser des
Imperialismus steuern .

preist , eine Frage , die keinem Leserschwer fällt , sich selbst zu beantwor¬ten . Die Gewerkschaften sind nun fürDr . Schumacher und die SPD-Füh-
rung die schartige Stelle in dem sonstblitzblanken antisowjetischen Degen,

nisten . Er gehört zu dem Programmjener amerikanischen „Auch“-Gewerk -
schaftsführer , die das Patronat üb« -
nommen haben , in Deutschland gleich¬falb einer gewerkschaftlichen Orien¬
tierung zum Durchbruch zu verhelfen ,der in Amerika auch das große Mono¬
polkapital wohlwollend gegenüber¬steht .

Wir vermerken die Absichten , wiesie sich in einem Artikel wie dem des
„Volkswillen“ kund tun , sehr wohl.Uns ist nicht entgangen , daß in der
Ankündigung eines Artikels auf derersten Seite des Blattes zu lesen steht :

mitlassen wor¬

den sie zum Beweis ihrer TüchtigkeitDie Dinge werden in unserem Falle recht oft verweisen . Diese Scharte aus-auf den Kopf gestellt . Es wird behaup - zuwetzen, ist nun das Ziel in den Ge- der Zeitung ist dann zu finden : „KPD-tei , die KPD greife die Gewerkschaf ten werkschaften für die SPD-Fübrung ' ” ' . *an . Das würde denen passen , die wir und ihr höriger Gewerkschaftsführer ,nun tatsächlich sachlich und nüchtern Für diese Kreise ist es unerhört , daßkritisieren , um die Einheit der Ge- etwa in Betriebsräteversammlungenwerkschaften zu erhalten und zu ver - mit sozialdemokratischer Mehrheit Be-

siger Dienstausübung“
den sei.

Die Entlassung wurde hn Landesge¬fängnis vom größten Teil d« Beleg¬schaft ab ungerechtfertigt , ja ab Will¬kürakt empfunden . Der gesamte Be¬triebsrat hat in einem Schreiben die
Rückgängigmachung der Entlassungund darüber hinaus die Ueberführungdes betr . Betriebsrates in das Beam¬tenverhältnis verlangt , um das gesche¬hene Unrecht wieder gut zu machen.Für die Zustände im Landesgefäng-nb , die wir wiederholt schon anpran -

„Haltet die Gewerkschaften « in !“_ _In
triebsratsvorsitzende Z . heute vor demAngriff gegen die Gewerkschaften ! 'Haltet die Gewerkschaften rein , voll¬kommen richtig ! Haltet sie rein von
Arbeitsgericht nicht mehr zu dem ste¬hen will , was damals der Gesamtbe¬triebsrat , und er mit, beschlossen hat .

mehren .
Uns« „Voiksecho“ kritisierte einigeder Gewerkschaftsführ « -anläßlichihres Auftretens in den großen Bro¬tes tver Sammlungen, die in den StädtenNordbadens gegen den FrankfurterWirtschaftsrat durchgeführt wurden .In Mannheim eine Menschenmenge von90000 vor sich zu haben , um ihr danneine Bede vorzusetzen , wie sie schlechtund recht zu dutzendenmalen bei Je¬der möglichen und unmöglichen Gele¬genheit gehalten wurde , ist eine Ge¬fahr für die Gewerkschaften . EsIst nicht wenig« eine Gefahr —bei alter Richtigkeit za unter¬streichen, daß der gew« kschaftlicheKampf auch eine eminent wichtige po¬litische Seite hat — die Verantwor¬tung allgemein den Parteien zuzuschie¬ben . Es bleibt neben dies« eine Ver¬antwortlichkeit der Gewerkschaftenund der Gewerkschaftsführung , diesich nicht erschöpfen kann in dem Hin¬weis auf die Parteien . Die Lohnfrageangesichts der hohen Preise hat einpolitisches Gesicht . Für die Gewerk¬schaften hat die Lohnfrage ab« dieSeite , im Betrieb den Unternehmer zustellen , Methoden und Formen der Aus¬

einandersetzung des Kampfes zu erar¬beiten , die den konkreten Verhältnis¬sen und Bedingungen entsprechen .Dazu ist gewiß etwas za sagen , wennviele Zehntausende aus den Betriebenzusammen sind . Wenn man das nichttut oder nicht kann , gibt man die Bolleder Gewerkschaften im Kampf um diewirtschaftliche Existenzsicherung derArbeitenden aut . Dies ist der wesent¬liche Punkt unser« Kritik gewesen .Ganz konkret kam dazu , daß eine

Schlüsse zustande kommen, die nichtder Linie des Hannoveraner Partei vor-
mit dftn Unternehmertum und der Ge¬
werkschafts Spaltung. Der BestimmungStandes entsprechen . Daß sich Soziaide - d« Gewerkschaften, Kampforganisa-mokratische Arbeiter eben auch gegenein „Notopfer für Berlin “ in der Er¬kenntnis wenden, im Jealten Krieg"
tion des arbeitenden Volkes zu sein ,wären diese Gedanken in verhängnis¬voller Weise abträglich . —ii—

11 MtHonen DM Reingewinn im VierteijaHr
Was die Opclwerke an der Währun gsreform profitierten

Frankfurt . (EB ) Die Opelwerke inRüsselsheim, ein Tochterunternehmender General Motors Corperatkm , des
größten Automobilkonzerns cter Welt,erzielten vom 21. Juni bis zum 30. Sep¬tember dieses Jahres einen Reingewinnvon 11 Millionen D-Mark. Die Ziffernstammen* aus ein« Mitteilung des „So¬zialistischen Informationsdienstes “.Die Belegschaft der Opelwerke ist
10 000 Mann stark . Auf den Kopf der
Belegschaft umgerechnet bedeuten die
11 Millionen DM Gewinn in einem

Eigenartige Feuerwehräbungea in Karlsruhe
Oberbürgermeister Topp « neu « Feuerwehr -Kommandant ?Die Anwohner der Gottesau« Ka¬serne waren am Donnerstag, dem 28.Oktober , Zeuge eines eigenartigenSchauspiels.

ein« Durchdringung und Durchsetzung ! ülü • tr ,wrm rkedanken der Arheitscartfimcduit ArbeitsgerichtsVerhandlung amvon Qgüanken Oer Arbeitsgemeinschaft 4 November 1948 konnte der ZeugeOberwachtmeister Z., eben der dama¬lige Betriebsratsvorsitzende , nicht be¬zeugen, daß dem entlassenen Betriebs¬rat p . Unrecht angetan worden ist.Wenn man sich vergegenwärtig t, daßim Landesgefängnis seit 1945 alle Be¬amte und Angestellte, die fortschritt¬lich eingestellt waren , die auch einmalKritik geübt haben , auf die eine oderandere Weise hinausbugsiert wordensind, (wir erinnern nur an den FallFaulhaber ) , dann kann man verstehen ,warum der .ehemalige Betriebsratsvor¬sitzende nicht mehr zu dem steht , waser ehemals selbst mit beschlossen hat .
Es ist auch bezeichnend, daß die Ent¬

lassungsgründe im Falle des Betriebs¬rates U. erst dann rekonstruiert und
zusammengetragen worden sind, nach¬dem von seiten der Gefängnisleitungmit einem Prozeß beim Arbeitsgerichtgerechnet wurde . In den MonatenMärz bis Mai 1948 fanden mehrere Ar¬
beitsgerichtsverhandlungen in dieserSache statt , dann folgte eine langePause .

Nunmehr trat , nach acht Monaten,das Arbeitsgericht erneut zusammen,um festzustellen , daß die Kündigungzu Recht erfolgt sei.

Vierteljahr 1190 DM , das Doppelte also ,was ein Arbeiter oder Angestellter indieser Zeit durchschnittlich verdiente .Die Opelaktxonäre können einensolch riesigen Gewinn scheffeln , denndie Preise für Opelwagen haben sichverdreifacht , während die Löhne imwesentlichen noch auf der Höhe desJahres 1938 liegen.Der Opelkonzern hat die Forderungder Arbeiter auf eine Lohnerhöhungum 28 Pfg . pro Stunde abgelehnt . Dasist die Kehrseite cter Medaille .

W« Gelegenheit hatte , den Prozeß

wehr ein. Natürlich glaubte jeder¬mann , daß es sich um eine der übli¬chen Feuerwehrü bungen handle , dennvon einem Brand war nichts bekannt ,und auch nichts zu sehen . Die Zu-von den Karteildelegierten geforderte ethau « waren daher sehr überrascht , alsetemabge Herbstbeihilfe einfach ver - weder die Feuerwehrleitern in Er¬senwiegen wurde . schelnung traten , noch entsprechendeIn dem Artikel des Sozialdemokrat !- Befehle zur Brandbekämpfung gege-schen „Volkswille“ ist zwar ver - ben wurden .

Sport Oer Wotftv

Die Feuerwehrmann « eröffoetenvielmehr das Feu« , will heißen , sie _ _richteten befehlsmäßig die Schlauch- zu verfolgen, wer gesehen hat , wie dieÖffnungen auf einen angenommenen Entlassungsgründe an den Haaren her -T„ Angriffspunkt , „riegelten “ Unbekann - beigezogen wurden , der weiß, daß hierv nI ? 1
de

, i * b «« ri taten ganz so , als ob sie ein absoluter Fehlspruch vorliegt . DieSegen eine feindliche Macht, die je- S* lußv« handlung vor dem Arbeits-doch unsichtbar war , ankämpften . Ein gericht hat wieder einmal blitzartig dieentsprechendes Polizeiaufgebot war Zustände im Landesgefängnis enthüllt ,ebenfalls zur Stelle . Während*« bei verschiedenen anderenUns« Berichterstatter « kündigte Behörden immerhin möglich ist . daßsich nach beendetem Gefecht üb« den die Betriebsräte in Personalangel egen-Sinn der Uebung und bekam recht in- heilen informiert werden , gab es beimteressante Auskünfte . D« Befehl zu Landesgefängnis etwas derartigesdieser Uebung , die absolut nichts mit nicht . Aus den Aussagen des ehemali-dem Reglement cter Feuerwehr zu tun gen Betriebsratsvorsitzenden ging her¬hat. wurde unmittelbar durch den vor , daß die Betriebsräte keinen Bn -Oberbürgermeister Töpp« gegeben , blick in die Personalakten bekamen,D« „Uebung“ lag die Annahme zu daß sie nicht informiert werden , wennGrunde , daß bei Massenkundgebungen Entlassungen od« Versetzungen var -wie sie kürzlich in Karlsruhe , Mann- genommen werden,heim , Stuttgart und anderen Städten
gegen den Preiswuch « stattfanden , es
notwendig werden könnte , durch kom¬biniertes Vorgehen von Feuer wehrund Polizei die Sb« che Wncherpreiseempörten Menschen auseinanderzu -
treiben .

bringt dem Ctab die ernte, gei mufeflcil age seit drei Jahren bei
Sidd . Oberliga

VTB Mhm. — Eintracht Frankfurt 1:0L FC Nürnberg — SV Waldhilf 0:1FC Rödelheim — Schweinfurt 05 6:2

nach Augsburg zu den Schw aben . —Die übrigen Spiele: Rödelheim — Ein¬tracht Frankfurt . Kickers Offenbach —FSV Frankfurt , Stuttgarter Kickers —BC Augsburg , Schweinfurt 95 — VfB

Kleiner Belagenmgsrusl and
ln Mannheim?

Anläßlich der Erhard -VersammlungBayern München - Stuttg . Kickers 4:2 Mürv+^ T- l > cfWru ■“ * 8* November schien die StadtI ’.v Frankfurt — 1880 München ■- München — l . FC » um - In einen kleinen Hel, « .-VfB Stuttgart — VfB MühlburgUlm 1846 — Kickers Offenbach
9 :2
1 :0
1:3

berg.
Badische Landestiga

1. FC Pforzh . — Germ. Brötzingen 1 :1Mit dem knappsten alter Siege ge- Knielingen — ASV Durlachlang den Waldhütern cter große Wurf , Friedrichsfeld — VfR Pforzheimden Club auf eigenem Platz zu besie- Rohrbach — Sandhofengen . — Auch d« VfR Mannheim Phön . Karlsruhe — ASV Feudenh.siegte 1-tJ gegen Eintracht Frankfurt in Schwetzingen — Viernheimeinem — abgesehen von der ersten Die Treffen cter Landesliga hattenund letzten Viertelstunde — keines- keinen besonderen Schlag« , Feuden-wegs sehr hochstehenden Spiel. — Un- heims Sieg gegen Phönix Karlsruheser dritter badischer Vertrat « Mühl¬burg unterlag in Stuttgart gegen denVfB mit 1 :0 und nur durch Pechbbeb
auf deren Platz überrascht ab« im¬merhin . — Das kommende Wochen¬ende bringt die Begegnungen Feuden-

Maxmheim in einen kleinen Belage¬rungszustand versetzt worden zu sein.Am Polizeipräsidium standen mehrere
Lastwagen mit Polizei . In der Bis¬marckstieße berittene Polizei, marsch¬
fertig , auf den Einsatzbefehl wartend .

1 :1 Verstärkter Streifendienst in der12 Stadt und ein Lastwagen voll Polizeivor dem Rosengarten .Warum dies altes? Sollte Herr Er¬hard vor der Liebe sein« Mitbürger
geschützt werden? Otter befürchtete
man, daß sich die Mannheimer an denLtixusläden vergreifen würden ?

Protest gegen Gehaltskürzung
(EB ) Am Donnerstag , dem 11 . No¬

vember , W Uhr , werden alte Ange¬stellte und Beamte des öffentlichen
Dienstes in Mannheim in ein« gro¬ßen öffentlichen Kundgebung im Ro¬
sengarten gegen die Ausführungen des
Finanzministers Köhler orotestieren ,cter eine 20proz . Herabsetzung der Be¬
züge für alte im öffentlichen Dienst
beschäftigten Personen gefordert hat .

2 :3
2:1

6:1

V VN

Ihm der verdiente Ausgleich versagt , heim — Rohrbach, VfR Pforzheim —— Die anderen Spiele vertiefen ohnebesondere Ueberraschungen . — D«kommende Sonntag bringt für Mann¬heim die Begegnung Waldhof — Ulm46. — Mühlburg empfängt BayernMünchen. — Dar VfR Mannheim muß

Viernheim , Durlach — Friedrichsfeld,
Man sollte die polizeilichen Macht¬mittel einmal gegen die WuchererKnielingen — Neckars«. Brötzingen — einseizen . Man sollte mit der Erhard -Sandhofen , Schwetzingen — Phönix sehen Ausbeutung des Volkes endlichKarlsruhe , wobei wir die Platzvereine , Schluß machen. — Dann werden sol-abgesehen von dem Spiel In Kidelin - che „Vorbeugungsmaßnahmen “ ganzgen, als Sieg« erwarten . von selbst überflüssig .

Außerordentliche
Mitgliederversammlung

Sonntag, den 2L November. 9 Uhr
in den Mannheim« Motaren-Werfcen .

VVN. Kreisstelle Mannheim.
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